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INSM & Co.


»Das muss man doch vielleicht ändern können, dass das, was wir als notwendige Reform erkennen, auch von den Mitbürgern als eine positive Reform akzeptiert wird«,1 sagte der frühere Pressesprecher von Gesamtmetall, Werner Riek, anläßlich von Umfragezahlen, nach denen die Menschen in Deutschland immer noch stärker dem Staat als dem Markt vertrauen. Dieser Wunsch, das zu ändern, mündete in die Gründung der »Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft« (INSM), welche von der Werbeagentur Scholz & Friends erfunden und von den Arbeitgeberverbänden der Metall- und Elektroindustrie finanziert wird. Inzwischen ist die INSM ein breit angelegtes Kampagnen-Instrument, welches auf verschiedenen Klaviaturen der Öffentlichkeitsarbeit spielt.


Wie stark diese Initiative auch in die Politik hinein wirkt, verdeutlicht das Beispiel des »Kompetenzteams«, mit dem Angela Merkel im Wahlkampf 2005 zur Bundestagswahl antrat. Als sie ihr Team präsentierte, verwies sie darauf, daß der für Finanzen zuständige Paul Kirchhof von der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft als »Reformer des Jahres« und der ebenfalls dem »Kompetenzteam« angehörende Peter Müller von der INSM als »Ministerpräsident des Jahres« ausgezeichnet worden sei. Selbstverständlich erläuterte Angela Merkel bei der Präsentation ihres Teams und bei der Betonung dieser »Auszeichnungen« nicht die Hintergründe der INSM.


Beitrag zur Bewußtseinssteuerung


Weitere vergleichbare Initiativen, Konvente und Kampagnen wurden gegründet, darunter der BürgerKonvent, der Konvent für Deutschland und die Medienkampagne »Du bist Deutschland«. Diesen Aktionen ist gemeinsam, daß sie einen Beitrag zur Bewußtseinsveränderung bei der Bevölkerung bewirken wollen und all diese Aktionen Gründungen »von oben« sind. Die Gründer und Protagonisten dieser Bewegungen kommen nicht aus der breiten Bevölkerung, sondern zählen eher zu den Eliten. Sie kommen aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Medien und sind davon überzeugt, daß sie wissen, was gut für Deutschland ist. Ganz offen hat dies auch Holger Jung von der Werbeagentur Jung von Matt gesagt, als er in einem Interview mit der taz die Hoffnung äußerte, mit der Kampagne »Du bist Deutschland« etwas für die »Bewußtseinssteuerung« der Bevölkerung geleistet zu haben.2


Mit welcher Einstellung die Erfinder und Macher solcher Kampagnen einer kritischen Öffentlichkeit gegenübertreten, dokumentierte die in Weblogs veröffentlichte Mail Jean-Remy von Matts, in der er die Kritiker der Kampagne angriff und seine Sicht auf die Kampagne sowie seinen Umgang mit Kritik an dieser Kampagne offenlegte.3


Aktionen und Initiativen wie den genannten ist der Einsatz für eine ganz bestimmte Politik gemeinsam, die auf mehr Entstaatlichung und Verantwortung für den Einzelnen abzielt. Dabei operieren die Initiativen mit Hilfe der Medien und auch des neuen Mediums Internet.


Ein weiteres zentrales Thema dieses Buches wird auch eine ungute Entwicklung im Journalismus sein, die unter anderem von dem »Netzwerk Recherche« diskutiert und kritisch beleuchtet wird, nämlich die Vermischung von Öffentlichkeitsarbeit (Public Relations, PR) und Journalismus zum PR-Journalismus.4


Werden Journalismus und Öffentlichkeitsarbeit miteinander vermischt, wird es für den Leser immer schwieriger zu unterscheiden, ob er es bei einem journalistischen Beitrag tatsächlich mit einer journalistisch sauber recherchierten Meldung zu tun hat oder aber ob es sich um mediengerecht aufbereitete Informationen handelt, deren Absender ein bestimmtes Eigeninteresse an der Verbreitung hat.5


Auf der anderen Seite arbeitet diese ungute Entwicklung in den Medien den Machern solcher Kampagnen in die Hände. So profitiert die INSM davon, daß sie ihre Botschaften leichter in den Medien plazieren kann, weil die Medien vorproduzierte, preiswerte oder kostenlose Beiträge gerne übernehmen. Und wie leicht sich die Medien in Deutschland auch gleichschalten lassen, dokumentiert die Kampagne »Du bist Deutschland«, an der sich 25 der größten Medienhäuser inklusive des öffentlich-rechtlichen Rundfunks beteiligten und die entsprechenden Botschaften transportierten.


Dennoch liegt auch Hoffnung im Internet: In den Weblogs und auf Internetseiten werden solche Kampagnen und Aktionen kritisch diskutiert. Die NachDenkSeiten von Albrecht Müller und Wolfgang Lieb sind der Versuch, eine Gegenöffentlichkeit zur neoliberalen Dominanz in Politik und Medien aufzubauen. LobbyControl setzt sich als Teil eines Netzwerks dafür ein, daß mehr Transparenz und verbindliche Regeln hinsichtlich des Lobbyismus etabliert werden. Dies ändert indes nichts an der Schieflage bei den finanziellen Mitteln: Der INSM stehen jährlich rund 8.8 Mio. Euro für ihre Kampagnen zur Verfügung und nach eigenen Angaben wurde die Aktion »Du bist Deutschland« im Kampagnenzeitraum der ersten Welle durch die Medienhäuser mit Werbeflächen und Werbezeit im Gegenwert von rund 33 Mio. Euro unterstützt.


Fortgesetzte Aktivitäten


Wenngleich ursprünglich geplant war, die INSM nur bis zum Jahr 2009 bestehen zu lassen, war es in der Tat schlicht unwahrscheinlich, daß die INSM im Januar 2010 einfach verschwinden würde. Daß sich die zahllosen Internet-Domains, die Zusammenarbeit mit verschiedenen Printmedien und das Netz der Botschafter über Nacht in Luft auflösen würden, war nicht zu erwarten. Und in der Tat ging es weiter mit der INSM, auch wenn ab dem Jahr 2009 deren Koalition der Herzen, bestehend CDU/CSU und FDP, die Bundesregierung stellte.


Es sei weiterhin notwendig, für die Soziale Marktwirtschaft zu werben, befanden die Metallarbeitgeber, und verlängerten die Unterstützung für die INSM um weitere fünf Jahre.6


Doch bereits nach einer Wahlperiode endete die Zusammenarbeit zwischen CDU/CSU und FDP, zumal die Freien Demokraten bei der Bundestagswahl 2013 an der Sperrklausel scheiterten. Es kam in den beiden Folgewahlperioden zu großen Koalitionen zwischen CDU/CSU und SPD – ständig begleitet von der INSM, die auch weiterhin von den Arbeitgeberverbänden der Metall- und Elektroindustrie getragen wurden.


Auch der Konvent für Deutschland brachte im Jahr 2014 eine neue Broschüre heraus und setzte seine Kampagne zum Umbau der demokratischen Grundlagen unseres Staates fort. Neue Mitglieder waren dem Konventkreis beigetreten, was zeigte, daß auch der Konvent für Deutschland weiterhin tätig war. Auch wurde im Herbst 2013 zum vierten Mal der Roman-Herzog-Medienpreis verlieren.7 Diese beiden Einrichtungen waren wohl in der Tat jene mit der größten Kontinuität.


Gleichwohl war in den 2010er Jahren zu beobachten, daß die kritische öffentliche Diskussion um die Initiative weitgehend zum Erliegen kam. Dies mag ein Effekt der Gewöhnung sein, erfreulich ist es aber nicht. Denn die interessengebundenen Ideenagenturen werden in ihren Aktivitäten und ihren Versuchen, das Bewußtsein der Öffentlichkeit zu steuern, nicht ungefährlicher oder zurückhaltender, nur weil sie in die Jahre kommen. Wie das Beispiel des Konvents für Deutschland zeigt, werden diese Ideenagenturen gerade wieder aktiver, wenn die politische Agenda ihre Themen hergibt, wie zum Beispiel die Reform des Wahlrechts (Konvent für Deutschland) oder die Reform der Mehrwertsteuer (INSM).


Mit diesem Buch soll nun ein Beitrag geleistet werden, die Methoden und Strategien der INSM zu beleuchten und am Ende auch einen Blick auf weitere Einrichtungen und Kampagnen zu werfen, die sich den gleichen oder vergleichbaren Zielen verpflichtet fühlen wie die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft.


Auch im Jahr 2014 endeten der Auftrag an und die finanzielle Unterstützung für die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft nicht. Im Geschäftsbericht von Gesamtmetall für das Jahr 2013/14 hieß es:




»Nach ausgiebiger Diskussion und zahlreichen Fragen wurden die Grundsatzbeschlüsse für [...] die Fortführung der INSM beschlossen. Sie waren der Auftakt für weitere Beratungen in den Gremien von Gesamtmetall und dessen Mitgliedsverbänden, an deren Ende die Finanzierung aller Projekte stand.«8





Seit ein paar Jahren werden die Geschäftsberichte von Gesamtmetall mit Beispielen aus den Kampagnen der INSM angereichert, wie auch der Geschäftsbericht 2013/2014.9 Dies unterstreicht noch einmal, in wessen Auftrag die INSM tätig ist, auch wenn die Selbstbeschreibung der Initiative stets anders klingt. Die INSM ist nach wie vor keine »überparteiliche Reformbewegung von Bürgern, Unternehmen und Verbänden«10 und ebensowenig ein »Bündnis aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft«.11 Die INSM ist und war seit je her eine Auftragsarbeit einer Werbeagentur für den Arbeitgeberverband der Metall- und Elektroindustrie (Gesamtmetall).





1 Zitiert nach: Müller, Albrecht: Machtwahn, S. 308


2 vgl. Grimberg, Steffen: »Da ist etwas losgetreten« in taz online 28.01.2006.


3 vgl. http://www.jensscholz.com/2006_01_01_archive.htm#113766985314639192 (22.08.2021)


4 http://www.netzwerkrecherche.de/ (22.08.2021)


5 vergleiche hierzu auch: Speth, Rudolf und Thomas Leif: Lobbying und PR am Beispiel der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft. S. 310f.


6 vgl. http://www.gesamtmetall.de/gesamtmetall/meonline.nsf/id/6A3E836F10F6B55AC12575F900384C8F?open&ccm=080 (22.08.2021)


7 vgl. https://web.archive.org/web/20160531072025/https://www.konvent-fuer-deutschland.de/deu/roman_herzog_medienpreis/rueckblick_2013/ (22.08.2021)


8 Geschäftsbericht Gesamtmetall 2013/2014, S. 58


9 vgl. ebd. S. 49ff


10 Selbstbeschreibung der INSM unter den Anzeigen in den ersten Jahren der INSM.


11 Selbstbeschreibung der INSM in den Broschüren der letzten Jahre seit ca. 2010.




Auflösungserscheinungen?


Viele der Vereine und Initiativen, die nach dem Regierungswechsel 1998 gegründet wurden, sind inzwischen eingeschlafen oder wurden formell aufgelöst. Hierzu zählte unter anderem der BürgerKonvent, zu dessen letztem Vorstand unter anderem die heutige AfD-Abgeordnete Beatrix von Storch und die ehemalige CDU-Abgeordnete Vera Lengsfeld gehörten sowie der Konvent für Deutschland, der sich nach dem Tod Roman Herzogs und dem Ausscheiden Hans-Olaf Henkels ebenfalls aufgelöst hat. Dennoch wird auch in dieser neuen Auflage des Buches weiterhin über den Charakter dieser Einrichtungen geschrieben, zumal sie mit Blick auf die jüngere politische Geschichte ihre Bedeutung hatten.


Die INSM hingegen besteht weiterhin fort und wird nach wie vor von den Arbeitgeberverbänden der Metall- und Elektroindustrie finanziert. Auch hier starb 2020 eine der Gallionsfiguren der Initiative, nämlich Wolfgang Clement, der als Mitarchitekt der Agenda 2010 von der INSM gefeiert und zu deren Kurator gemacht wurde. Gleichwohl stand nicht zu erwarten, daß sich die INSM deshalb auflösen würde, denn ihr Fortbestehen und ihre Öffentlichkeitsarbeit hängt nach wie vor im Gegensatz zum Konvent für Deutschland viel weniger von herausragenden Persönlichkeiten ab, auch wenn der Botschafterkreis zuweilen diesen Eindruck erwecken mag.


Während des Wahlkampfes zur Bundestagswahl 2021 trat dann auch die INSM wieder stärker in das Licht der Öffentlichkeit, offensichtlich angetrieben von der gleichen Sorge, die schon über zwanzig Jahre zuvor zu seiner Gründung beigetragen hatte - nämlich daß es nach der Bundestagswahl zu einem Politikwechsel kommen könnte, der nicht in den Interessen der Arbeitgeberverbände liegen könnte. Und diese betrachteten die Initiative weiterhin als das geeignete Instrument, in der Öffentlichkeit für Deregulierung, für mehr Markt und weniger Staat einzutreten. Denn sie setzten die Finanzierung der Initiative unvermindert fort und versprechen sich davon eine bessere Vertretung ihrer Interessen gegenüber Politik und Öffentlichkeit.


5. Auflage


INSM & Co. erscheint nunmehr in der 5. überarbeiteten Auflage. Sie enthält verschiedene Aktualisierungen und aktuelle Ergänzungen gegenüber der Vorauflage. In der 4. Auflage wurde das Buch »Die Reformfähigkeit reformieren – Wie der Konvent für Deutschland Staat und Gesellschaft umbauen will« komplett in dieses Buch integriert. Die Entscheidung wurde mit der 5. Auflage wieder zurückgenommen und durch Unterkapitel über den Konvent für Deutschland ersetzt, um eine Verschiebung des Schwerpunktes dieses Buches weg von der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft zu vermeiden. Darüber hinaus wurden einzelne Kapitel überarbeitet und nötigenfalls ergänzt.




Die INSM - Auftrag und Aufbau


Die Gründung der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft war eine Reaktion der Arbeitgeberverbände der Metall- und Elektroindustrie auf Umfragen, nach denen ein großer Teil der Bevölkerung die soziale Absicherung als sympathisches Merkmal der Sozialen Marktwirtschaft wahrnahm. 42 Prozent der Befragten hielten einen dritten Weg zwischen Kapitalismus und Sozialismus für wichtig, und nur 34 Prozent sahen das nicht so.12


Angesichts dieser Ergebnisse entschlossen sich die Arbeitgeberverbände der Metall- und Elektroindustrie dafür zu sorgen, daß in der deutschen Bevölkerung die Bereitschaft für Reformen im Sinne der Arbeitgeberverbände steigt, ein wirtschaftsfreundlicheres Klima geschaffen wird und die Maßnahmen, die die Verbände der deutschen Wirtschaft für notwendig erachteten, positiv gesehen würden.13


Zunächst war es nicht die Aufgabe der INSM, sich über die konkrete Umsetzung von Reformvorhaben Gedanken zu machen.14 Inzwischen erstellt die INSM nicht nur Studien und Vorschläge zu konkreten Reformen, sondern bekämpft auch offensiv politische Vorhaben wie die Einführung eines Mindestlohns und die Umsetzung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG). Dabei greift sie auch auf Wissenschaftler aus ihrem Bestand an Botschaftern und Beratern zurück.


Als Aufgabe formuliert die INSM auf ihrer Internetseite sich für marktwirtschaftliche Reformen einzusetzen und Reform-Mehrheiten zu gewinnen. Dabei nimmt die INSM Bezug auf Ludwig Erhard und betont vor allem die »Eigenverantwortung« und den »Wettbewerb«. Tatsächlich setzt die INSM damit auch auf eine entsprechende Strategie der Entstaatlichung und der Privatisierung. Wettbewerb und Marktmechanismen werden als positive Ordnungsinstanzen dargestellt. In den verschiedenen Bereichen der Sozialpolitik setzt sich die INSM für eine Stärkung der Privatvorsorge oder gar das Ersetzen staatlicher Sozialversicherungssysteme durch private Versicherungen ein.15


In zahlreichen Anzeigen und Beiträgen, auf deren Natur in diesem Buch näher eingegangen wird, setzt sich die INSM für weniger Staat und mehr Markt ein. Der Bevölkerung sollen marktförmige Lösungen nahegebracht und die Staatsgläubigkeit ausgetrieben werden.16


Dabei verweist die INSM auf das Modell der »Sozialen Marktwirtschaft« nach Ludwig Erhard. Überhaupt wird in den Kampagnen ein sehr positiver Bezug auf Ludwig Erhard und damit auch auf den Gründungsmythos der Bundesrepublik, nämlich das Wirtschaftswunder, genommen. Im Jahr 2007 startete die INSM auch die Anzeigenkampagne »Ludwig Erhard schreibt wieder« und richtete ein Weblog mit gleichem Namen ein.17 Inzwischen wird über die Internet-Adresse des »Ludwig-Erhard-scheibt-wieder«-Blogs zum »Ökonomenblog« der INSM umgeleitet.18 Zudem werden bereits schon seit Jahren die »Ludwig-Erhard-Lectures« veranstaltet, was erneut die enge Anlehnung der INSM an den Mythos Ludwigs Erhards als dem »Erfinder« der Sozialen Marktwirtschaft unterstreicht.


Allgemeiner Aufbau


In Werbeanzeigen betont die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft, sie sei »eine überparteiliche Reformbewegung von Bürgern, Unternehmen und Verbänden für mehr Wettbewerb und Arbeitsplätze in Deutschland«. Verwiesen wird auch auf das Internet-Angebot der INSM unter http://www.insm.de/.


Auf den Internet-Seiten der INSM erfährt der interessierte Betrachter, daß die Initiative vor allem erst einmal eine Gründung der Arbeitgeberverbände der Metall- und Elektroindustrie und daß sie von diesen finanziell komplett abhängig ist. Der Initiative steht jährlich ein Budget von ca. 8.32 Mio. Euro nach Abzug von Steuern zur Verfügung.19 Seit 2010 ist dieser Betrag leicht gekürzt worden und beträgt »nur« noch 6.97 Mio. Euro.20 In einzelnen Veröffentlichungen war in den ersten zehn Jahren der INSM von ca. 10 Mio. Euro pro Jahr die Rede, was daran lag, daß die Autoren den Betrag vor Steuern zugrunde legten.


Auch im Jahr 2014 wurde die Laufzeit der INSM erneut verlängert. Laut Homepage der INSM beträgt der Etat der Initiative im Jahr 2015 sieben Millionen Euro. Dieser Betrag ist auch noch im Jahr 2021 auf der Homepage der Initiative nachzulesen und hat sich somit über die Jahr nicht verändert.21 Im Geschäftsbericht der Arbeitgeberverbände der Metall- und Elektroindustrie für das Jahr 2019/20 werden die Aktionen und Anzeigenkampagnen der INSM im Rahmen eines »Spezials« zur Sozialen Marktwirtschaft gemeinsam mit eigenen Aktionen des Verbandes der Metallarbeitgeber ausgewiesen.22


Im Umfeld des Beschlusses zur erneuten Verlängerung der Finanzierung der INSM wurde der Internet-Auftritt der Initiative neu gestaltet. Die Startseite ist jetzt weniger textlastig und verweist statt dessen mit zahlreichen Links auf die Positionen der INSM. Zugleich ist es schwieriger geworden, auf Anhieb die Informationen über die INSM zu finden, die ebenfalls überarbeitet wurden.


Seit ihrer Gründung im Jahr 1999 hat die INSM zahlreiche Aktivitäten entwickelt, die sich unter anderem in verschiedenen Angeboten im Internet niederschlagen, in Kooperationen mit Zeitungen und diversen Veröffentlichungen. Wissenschaftlich begleitet wird die INSM vom Institut der deutschen Wirtschaft Köln (IW), einer interessengebundenen Ideenagentur der Arbeitgeberverbände. Eine der Arbeiten des IW für die INSM ist das Lexikon,23 welches im Internet-Angebot der INSM für Schulen zu finden ist. Mit der Überarbeitung des Portals wirtschaftundschule.de wurde das Lexikon in den Lehrerbereich verschoben und die Bezeichnung in »Wirtschaftslexikon« geändert.24 Zudem werden vom Institut der deutschen Wirtschaft oder ihm angeschlossenen Einrichtungen diverse Studien erstellt, darunter das »Merkelmeter« während der Regierungszeit der zweiten großen Koalition 2005 - 2009 (ab 2010: »Deutschland-Check«) und der »Bildungsmonitor«. Das »Merkelmeter«, beziehungsweise die Nachfolgestudie »Deutschland-Check« wurden im Laufe des Jahres 2014 eingestellt.


Ein zentrales Element der personellen Selbstdarstellung der INSM bildet der Kreis aus Kuratoren und Botschaftern. Eine Zeitlang wurden diese durch »Berater« ergänzt, jedoch wurde diese Funktion vor Jahren wieder abgeschafft und die Berater in den Kreis der Botschafter aufgenommen. In den ersten zehn Jahren trat weder das Kuratorium zusammen noch trafen sich die Botschafter. Inzwischen hat es ein Treffen der Botschafter gegeben, von dem auch zwei Photos auf der Seite der INSM mit der Liste der Botschafter vorhanden waren, die jedoch inzwischen wieder entfernt wurden. Für die Strategie der Initiative spielen die Botschafter jedoch nur als Aushängeschilder und Türöffner zu den Medien eine Rolle. Die Inhalte werden in der Strategiezentrale der INSM festgelegt.


Zum Kreis der Kuratoren und Botschafter zählen unter anderen aktive und ehemalige Politiker aller etablierten Parteien (mit Ausnahme der Linkspartei) sowie Wissenschaftler (vornehmlich Ökonomen), Publizisten, Verbandsvertreter der Arbeitgeberverbände und Unternehmensvorstände, beziehungsweise Aufsichtsratsmitglieder. 25


Der Auftritt der INSM wird von einem Verbund von Firmen organisiert: Verantwortet wird die Kommunikationskampage der INSM von der Agentur berolino.pr in Köln, die als ein Tochterunternehmen des Deutschen Institutsverlags gegründet wurde, welcher wiederum zum Institut der Deutschen Wirtschaft gehört.26 Die Agentur berolino.pr wurde eigens für die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft gegründet und wurde auch bis Ende 2006 auf der Seite der INSM im Impressum erwähnt. Inzwischen wurde die Agentur umbenannt und firmiert nun als INSM Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft GmbH.


Den Wettbewerb um die Präsentation, der von der Agentur berolino.pr GmbH ausgeschrieben wurde, gewann die Agentur Scholz & Friends, deren Tochterunternehmen Aperto nicht nur den Internetauftritt der INSM gestaltet, sondern auch für die Inhalte verantwortlich zeichnet.27 Insgesamt arbeiten bei Scholz & Friends inklusive Aperto ca. 40 Mitarbeiter an dem Auftritt der INSM.28 Dabei ist hervorzuheben, daß die einschlägige Literatur über die INSM diese als eine Präsentation von Scholz & Friends darstellt, während auf der Internetseite der INSM der Sachverhalt so dargestellt wird, daß Scholz & Friends durch die INSM beauftragt wurden.29


Der Entstehungsprozeß läßt sich im Wesentlichen so zusammenfassen: Im Auftrag der Arbeitgeberverbände der Metall- und Elektroindustrie wird die Agentur berolino.pr GmbH als Tochterunternehmen des Deutschen Institutsverlags mit dem Ziel gegründet, die Akzeptanz in der Bevölkerung für Reformen im Sinne der Arbeitgeberverbände zu erhöhen und das Ansehen von Wirtschaft und Unternehmen zu steigern. Diese PR-Agentur berolino.pr veranstaltet einen Wettbewerb, den die Werbeagentur Scholz & Friends mit der Präsentation der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft gewinnt.


Der Internetauftritt, sowie die öffentlichen Äußerungen der INSM sind wesentlich durch berolino.pr und Aperto gestaltet, so daß der anfangs erwähnte Anspruch, eine überparteiliche Reformbewegung von Bürgern, Unternehmen und Verbänden zu sein, sich auf die Unternehmen und Verbände verkürzt: »Bei der INSM handelt es sich in erster Linie um eine umfassende PR-Kampagne der Arbeitgeber für marktwirtschaftliche Reformen und weniger um eine überparteiliche Reformbewegung«.30


Die INSM ist, wie auch zum Beispiel der BürgerKonvent in seinen Anfängen, eine »Kopfgeburt«, eine Bewegung der Eliten ohne Basis in der Bevölkerung.31 Mit der Einrichtung des Fördervereins schien die INSM diesen Mangel beheben zu wollen, denn im »Mission-Statement« des Fördervereins heißt es:




»Der Förderverein Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft e.V. ist strikt überparteilich und gemeinwohlorientiert. Er versteht sich als Anlaufstelle für alle Bürgerinnen und Bürger, die sich dem Gedanken der Sozialen Marktwirtschaft verpflichtet fühlen und sich aktiv für die Erneuerung unseres Wirtschafts- und Sozialsystems einsetzen wollen.«32





Über die Seiten der INSM bestand auch die Möglichkeit, ein Mitgliedsformular herunterzuladen. Auf der Seite der Mitglieder des Fördervereins präsentierte die INSM indes nur prominente Mitglieder, was sich nahtlos in die Strategie der Vertretung der INSM in der Öffentlichkeit durch Botschafter einfügte.


Die Gründung des Fördervereins sollte für mehr Vertrauen sorgen und den Anspruch der Überparteilichkeit betonen.33 Zu den Gründern des Fördervereins zählten Friedrich Merz (CDU), Florian Gerster (SPD) und Prof. Dieter Lenzen, Präsident der FU Berlin.34 Bereits im Jahr 2013 existierte die Seite des Fördervereins nicht mehr. Auch sonstige Nachweise der Existenz des Vereins konnten nicht gefunden werden. Offensichtlich wurde der Verein aufgelöst, so daß sich die INSM wieder allein auf die Finanzierung durch die Arbeitgeberverbände Gesamtmetall stützt.


Während der BürgerKonvent versuchte, durch die Gründung lokaler Konvente auch in der Bevölkerung Fuß zu fassen, blieb die INSM bis heute bei ihrer Strategie, die Arbeit über die Medien und über werbliche Maßnahmen fortzusetzen. Für die breite Bevölkerung wurde keine Möglichkeit eröffnet, Mitglied der Initiative zu werden oder gar deren Ausrichtung mitzubeeinflussen. Auch der Förderverein hatte keinen Einfluß auf die Aktionen der INSM.35


Bei der Vermittlung der Themen wird, wie schon angedeutet, auf Multiplikatoren zurückgegriffen. Darunter sind die Botschafter, Kuratoren und Berater der INSM zu verstehen, aber auch weitere Persönlichkeiten, die sich für einzelne Anzeigen zur Verfügung stellen. Darüber hinaus setzt die INSM auch auf Journalisten und Lehrer, um ihre Botschaften zu transportieren.


Hier bewegt sich die INSM in den Fahrwassern Friedrich August von Hayeks, der die Erziehung der Öffentlichkeit zu marktförmigen Verhaltensweisen bei privaten Stiftungen und Denkfabriken ansiedelt.36 Gesetzt wird auf einen »elitäre[n] Diskurs von oben, der auf die ideologische Eroberung und Vereinnahmung der Intellektuellen zielt«.37 Die »Zwischenhändler von Ideen« sind dann unter anderem Journalisten, Lehrer, Moderatoren in Funk und Fernsehen, Schauspieler, Schriftsteller und andere.38 Im Fortgang der Betrachtungen wird sich zeigen, wie sehr sich die Strategie der INSM an diesen Überlegungen ausrichtet.
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Umzug nach Berlin


Im Juli 2009 teilte Gesamtmetall mit, daß die INSM um fünf weitere Jahre verlängert würde.39 Die Pressemitteilung zur Fortsetzung der INSM läßt allerdings auch einige weitere Schlußfolgerungen hinsichtlich der Zukunft der Initiative zu.


Angekündigt wurde, daß sie künftig nur noch einen Geschäftsführer haben würde, nämlich den Sprecher des Hauptverbandes des Deutschen Einzelhandels (HDE) Hubertus Pellengahr. Er übernahm damit die Arbeit, die bislang Dieter Rath, der in den Ruhestand ging, und Max A. Höfer, der sich neuen Aufgaben zuwendete, geleistet wurde.


Die berolino.pr GmbH wurde nun in die INSM Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft umbenannt. Die INSM verfügt nun über eine Geschäftsstelle, deren Geschäftsführer Pellengahr ist. Ein festes Team kümmert sich nunmehr mit unterschiedlichen Zuständigkeiten um den Auftritt und die Strategie der INSM.40 Auch ist es zum ersten Mal zu einem Treffen der Botschafter und des Kuratoriums der INSM gekommen, was in den ersten mehr als zehn Jahren durchweg nicht der Fall war.


Zudem wurden der Umzug der INSM nach Berlin sowie eine Straffung des Budgets angekündigt. Darüber hinaus sollte es im Herbst einen neuen Agenturwettbewerb geben. Gesamtmetall-Chef Kannegießer betonte die erfolgreiche Arbeit der INSM.


Mit dem Umzug nach Berlin folgt die INSM dem Weg vieler Interessenvertreter, die dort die Nähe zu Regierung und Parlament suchen. Die angekündigte Straffung und Umschichtung des Budgets der INSM bedeutet, daß der Initiative künftig nicht mehr 8.8 Mio. Euro im Jahr zur Verfügung stehen werden, um Kampagnen zur Bewußtseinssteuerung der Bevölkerung zu fahren. Insofern steht zu erwarten, daß Teile der Strategie der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft möglicherweise aufgegeben werden.


Bis Anfang 2011 wurde jedoch die Homepage der INSM diesbezüglich nicht aktualisiert. Hier war noch im Januar 2011 nachzulesen, daß die Initiative jährlich mit 8.32 Mio. Euro vom Arbeitgeberverband Gesamtmetall unterstützt wird.41 Im Sommer 2011 wurde dieser Betrag korrigiert: Die INSM habe »nur« noch 6.94 Mio. Euro nach Steuern zur Verfügung.42


Daß es auch weiterhin Maßnahmen geben wird, die sich an die Öffentlichkeit wenden, kündigt allein schon dieser Satz an: »Gerade in der gegenwärtigen Krise müsse mit besonderer Kraft für den Erhalt unserer Wirtschaftsordnung geworben werden.«43


Offensichtlich war die Entscheidung auch von der Sorge getragen, daß die Menschen angesichts einer der schlimmsten Finanzkrisen der Geschichte auf die Idee kommen könnten, daß die »Soziale Marktwirtschaft« es eben doch nicht besser macht, wie die INSM in einer Kampagne behauptete.


Und auch hier bleibt sich Gesamtmetall in ihrer Presseerklärung treu: Die INSM wird nach wie vor als eine »überparteiliche Initiative«44 bezeichnet, womit erneut auf die bereits in diesem Buch thematisierte Scheinpluralität verwiesen wird.


Mit dem Umzug wurde auch ein Wettbewerb für eine neue »Lead-Agentur« ausgeschrieben. Bisher hatte die Werbeagentur Scholz & Friends den Auftritt der INSM gestaltet. Dies ging zunächst an die Werbeagentur Serviceplan über. Die Gestaltung der Internetseiten liegt inzwischen auch nicht mehr in den Händen von Aperto, sondern wird von der Saint Elmo’s Entertainment GmbH gewährleistet.45


Im Sommer 2012 kam es dann zu auch einem Wechsel an der Spitze des Kuratoriums der INSM: Nach zwölf Jahren als Vorsitzender des Kuratoriums verabschiedete sich Hans Tietmeyer und wurde durch den ehemaligen nordrhein-westfälischen Ministerpräsidenten und früheren Wirtschaftsminister der Regierung Schröder, Wolfgang Clement ersetzt. Stellvertretender Vorsitzender blieb der Präsident der Arbeitgeberverbände der Metall- und Elektroindustrie, Martin Kannegießer. Nach Kannegießers Rückzug als Präsident des Arbeitgeberverbandes Gesamtmetall wurde dessen Position auch bei der INSM durch dessen Nachfolger bei Gesamtmetall, Rainer Dulger, wahrgenommen, dessen Nachfolger wiederum der aktuelle Präsident des Arbeitgeberverbandes Gesamtmetall Dr. Stefan Wolf, wurde.46


Wolfgang Clement selbst war bereits während seiner Regierungszeit durch seine neoliberale Ausrichtung aufgefallen und trug als glühender Verfechter der Schröder’schen Agenda-Politik zu deren Durchsetzung auch gegen innerparteilichen Widerstand bei.47 Er war zuvor bereits Botschafter der INSM gewesen und wirkte auch im Konvent für Deutschland mit. Unter anderem war er auch Interviewpartner in der programmatischen Veröffentlichung »Mut zum Handeln« des Konvents.48


Mit Wolfgang Clement hat die INSM einen ehemaligen Minister der Regierung Schröder zu ihrem Kurator gemacht, der in seiner aktiven Zeit bereits jene Politik umsetzte, die die INSM von Anfang an forderte. Insbesondere setzte Clement die Hartz-Gesetze der Agenda 2010 um und deregulierte die Zeitarbeit. Er sorgte dafür, daß die Ausbildungsumlage, mit der ausbildungsunwillige Unternehmen zur Zahlung in einen Umlagetopf verpflichtet werden sollten, aus dem dann ausbildende Unternehmen gefördert werden sollte, durch freiwillige Selbstverpflichtungen der Wirtschaft ersetzt wurde. Legendär sind auch seine Ausbildungstouren als Ministerpräsident von Nordrhein-Westfalen, mit denen er belegen wollte, daß es zur Versorgung der Auszubildenden mit Ausbildungsplätzen keiner staatlichen Regulierung bedurfte.


Im hessischen Landtagswahlkampf 2008 kritisierte er die energiepolitischen Ziele der Spitzenkandidatin Andrea Ypsilanti und mußte sich anschließend in einem Parteiordnungsverfahren verantworten. Weil er die Rüge, die ihm für sein Verhalten erteilt wurde, als ungerecht empfand, trat er aus der SPD aus und vertrat weiterhin in der Öffentlichkeit wirtschaftsliberale Auffassungen und Ziele.


Im September 2020 verstarb Wolfgang Clement. Nach wie vor wird er bei der INSM unter dem Punkt »Das Kuratorium« geführt, jedoch mit dem Hinweis auf sein Versterben. Zu wichtig scheint der INSM seine Person als Symbol für die Agenda 2010 der Regierung Schröder zu sein.


Im Botschafterkreis gab es hingegen kaum Veränderungen. Hier kam lediglich die ehemalige Bundesministerin Kristina Schröder hinzu.49


Geändert hat sich auch die Selbstbeschreibung der INSM, die diese nunmehr im Impressum ihrer Veröffentlichungen abdruckt. Hier heißt es nicht mehr, daß die INSM »eine überparteiliche Reformbewegung von Bürgern, Unternehmen und Verbänden für mehr Wettbewerb und Arbeitsplätze in Deutschland« sei, sondern beschreibt sich als »ein überparteiliches Bündnis aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft«, das sich für die Grundsätze der Sozialen Marktwirtschaft werbe und Anstöße für eine moderne marktwirtschaftliche Politik gebe. Die neue Selbstbeschreibung ist genauso unzutreffend wie die alte, denn die Kampagnen und Strategien werden nicht in einem »Bündnis« festgelegt, sondern in der Kampagnenzentrale der INSM. Entstanden ist das »Bündnis« nicht dadurch, daß sich einige Leute zusammengefunden haben, um gemeinsame Ziele zu verfolgen, sondern zunächst wurde die Werbeagentur Scholz & Friends beauftragt, die sich die Initiative ausgedacht hat. Anschließend wurden die entsprechenden Persönlichkeiten angefragt, ob sie bei der Verfolgung der Ziele, die in der Kampagnenzentrale festgelegt und durch den Auftrag der Metallarbeitgeber bestimmt waren und sind, behilflich sein wollen.


Ausgewählt wurden diese Persönlichkeiten nach Übereinstimmung mit den Zielen der Initiative, so bleibt die Überparteilichkeit der Initiative eine Fata Morgana. Mitglieder und Botschafter sowie Werbemaskottchen folgen auch nach dem Umzug nach Berlin und der Umstrukturierung der INSM der neoliberalen Grundmelodie der Initiative. Dies schlägt sich auch in der Veröffentlichung »Das Deutschland-Prinzip« nieder, wie weiter unten noch zu sehen sein wird. Hier wurden ausschließlich Autoren ausgewählt, die sich politisch-inhaltlich in Übereinstimmung mit den Auffassungen und Zielen der Initiative befinden.


Die »Überparteilichkeit« der INSM ist nach wie vor rein formal, also geprägt durch unterschiedliche Parteimitgliedschaften der Botschafter und Werbemaskottchen. Gleichwohl verfolgt die INSM die Interessen der Arbeitgeberverbände und in diesem Rahmen einen neoliberal-marktwirtschaftlichen Kurs. Eine Offenheit bezüglich anderer politischer Konzepte besteht auch nach dem Umzug nach Berlin nicht.


Hinzugekommen zu den Informationen im Impressum der Veröffentlichungen der INSM ist der Hinweis, daß die Initiative durch die Arbeitgeberverbände der Metall- und Elektroindustrie finanziert wird. Jedoch steht dieser Hinweis unter den Ausführungen zur Überparteilichkeit, was den Eindruck erweckt oder auch erwecken soll, daß die Arbeitgeberverbände nur das Geld geben und keinen oder nur geringen Einfluß auf die Arbeit nehmen. Die Erwähnung der Kampagnen der INSM in den Geschäftsberichten von Gesamtmetall in den letzten Jahren spricht hier allerdings eine andere Sprache. Selbstverständlich wird hier durch die Arbeitgeberverbände Geld gegeben für eine Kampagne, von der sie sich Ergebnisse im eigenen Interesse versprechen. Auch deshalb ist der Anspruch der Überparteilichkeit der Initiative wenig glaubwürdig.
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Strategiewechsel


In den Anfangsjahren der INSM spielten Katastrophenszenarien eine wesentliche Rolle bei den Botschaften der INSM. Um die Akzeptanz der aus der Sicht der INSM und ihrer Auftraggeber bei Gesamtmetall notwendigen Reformen zu erhöhen - und wohl auch um die rot-grüne Regierung entsprechend unter Druck zu setzen -, behauptete die INSM - wie auch andere vergleichbare Initiativen und Konvente -, daß wenn es nicht bald zu einschneidenden Reformen komme, Deutschland international abgehängt werde. Als Symbol für diese Katastrophenszenarien gilt das am Rheinufer zur Hälfte versenkte Plakat mit der Aufschrift »Höchste Zeit für Reformen«, während das Wort »Deutschland« zur Hälfte vom Wasser bedeckt wird.50


Jahre später, nach der Durchsetzung der Agenda 2010 mit ihren Reformen am Arbeitsmarkt, die viele Forderungen der Arbeitgeberverbände und auch der INSM erfüllten, zeichnete sich bei der INSM ein Strategiewechsel ab. Zum 10jährigen »Jubiläum« der Agenda 2010 verfaßte die INSM eine Würdigung der Agenda und erklärte, daß es Deutschland wegen der Durchsetzung dieser Reformen gut gehe. Nicht ganz zufällig erscheint da die Übernahme des Vorsitzes des Kuratoriums durch Wolfgang Clement, der an der Gesetzgebung der Agenda 2010 und damit auch an der Deregulierung der Zeitarbeit beteiligt war. Dieser Umstand dürft aus Sicht der INSM für Clement als Kurator gesprochen haben.


Überhaupt betonte die INSM auch bereits unmittelbar vor der Übernahme des Kuratoriumsvorsitzes durch Clement, daß es Deutschland gut gehe. Verbunden war diese Botschaft mit der Erklärung, daß dies auch auf die Agenda 2010 zurückzuführen sei, und der mehr oder weniger impliziten Warnung, diese nicht zurückzudrehen. Denn inzwischen setzte auch in Teilen der SPD eine Diskussion ein, ob die Agenda nicht zumindest teilweise zu korrigieren sei. Zwar wird diese Botschaft der INSM, daß es Deutschland wegen der Agenda 2010 gut gehe, regelmäßig mit Forderungen nach weiteren Reformen verbunden, gleichwohl aber wird Abstand genommen von radikalen Krisenszenarien. Somit geht es der INSM nunmehr nicht nur um neue, weitere Reformen, sondern auch um den Erhalt der bisherigen.


Mit dem Verzicht auf radikale Krisenszenarien geht einher, daß in einigen Bereichen hervorgehoben wird, wie gut alles doch in Deutschland funktioniere. Das neue Buch »Das Deutschland-Prinzip« fügt sich teilweise in diese Strategie ein, denn auch hier wird hervorgehoben, wie gut es »Deutschland« doch gehe. Gleichzeitig wird auch in diesem Werk der Mindestlohn und die Rente mit 63 Jahren kritisiert. In der Kampagne zu Werkverträgen wird betont, wie sehr diese Werkverträge den Vertragspartnern nützen und daß eventueller Mißbrauch bereits jetzt wirksam bekämpf werden könne. Ein Handlungsbedarf des Gesetzgebers sei somit nicht gegeben.51 Diese Art der »Flexibilität« richtet sich, wie jedes Handeln der Initiative, an den Interessen der Auftraggeber, also der Arbeitgeberverbände der Metall- und Elektroindustrie aus. Wo es darum geht, erreichte Besitzstände zu wahren, werden die positiven Aspekte überbetont und von einem Krisenszenario abgesehen. Wo allerdings politische Forderungen durchgesetzt werden sollen, werden negative Aspekte übertrieben und verabsolutiert, wie im Rahmen der Kampagne gegen den Mindestlohn, die mit der Behauptung der Vernichtung von 570 000 Arbeitsplätze den Verzicht, beziehungsweise die Rücknahme dieser Maßnahme verlangt.52


Reformen wie die Einführung des flächendeckenden Mindestlohns oder der Rente mit 63 werden von der INSM mittlerweile offen politisch bekämpft. Auch diese Deutlichkeit, mit der in politischen Fragen Stellung genommen wird, stellt einen Strategiewechsel dar, nämlich weg von der alten Strategie, Reformen oder politische Programme nur grundsätzlich, jedoch nicht konkret, zu diskutieren. Wurden bisher allgemeine Forderungen gestellt, die die Politik in eine neoliberale Richtung lenken wollten, werden nunmehr konkrete politische Projekte eingefordert.


Des weiteren ist zu beobachten, daß die INSM nicht mehr in dem Ausmaß wie in den Anfangsjahren auf ganzseitige Anzeigen in Zeitungen und Magazinen setzt, sondern vermehrt die sogenannten »sozialen Medien« für die Vermittlung ihrer Botschaften in die Öffentlichkeit nutzt. Das ist zum einen preiswerter für die INSM, denn die Nutzung ist in der Regel kostenlos, soweit keine Anzeigen geschaltet werden, auf der anderen Seite kann die INSM damit neue und weitere Zielgruppen mit ihren Botschaften erreichen. Damit tritt die INSM auch an jüngere Zielgruppen heran, deren Erreichung der Initiative in den Anfangsjahren eher schwergefallen ist. Versuche gab es dennoch, wie zum Beispiel das Internetportal www.wassollwerden.de, das die INSM gemeinsam mit dem Musiksender MTV betrieben hat, und das Jugendliche bei der Entscheidung für einen Ausbildungsplatz unterstützen sollte.53 Heute wird die Internetadresse auf die Seite www.ichhabpower.de umgeleitet, dem Ausbildungsportal der Arbeitgeberverbände der Metall- und Elektroindustrie. Auch dieses Detail unterstreicht noch einmal den engen Zusammenhang zwischen INSM und Gesamtmetall.


Grundsätzlich werden zwar noch immer Anzeigen- und Plakataktionen durchgeführt wie jüngst zur Werbung für das Buch »Das Deutschland-Prinzip«, jedoch sind diese nicht mehr so häufig wie zu Beginn der Initiative. Dies mag auch mit dem gekürzten Budget zusammenhängen, aber eben auch mit dem grundsätzlichen Strategiewechsel in der Auswahl der Medien, die zum Transport der Botschaften genutzt werden.


Werfen wir zunächst einen Blick auf die Botschafter und Multiplikatoren der INSM und wenden wir uns anschließend den verschiedenen Methoden und Mitteln der INSM zu, ihre Botschaften unter die Bevölkerung zu bringen.





50 vgl. unter anderem hier: Nuernbergk, Christian: INSM: Reformpolitik auch ohne Wählerauftrag.
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52 vgl. http://www.insm.de/insm/Publikationen/positionen/mindestlohn.html (15.10.2015)


53 vgl. Speth, Rudolf: Die politischen Strategien der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft. S. 25




Botschafter und Multiplikatoren der INSM


Ein wesentlicher Teil der Strategie der INSM besteht aus dem Einsatz von Botschaftern und Multiplikatoren. Hierbei geht die INSM in zwei Linien vor: Zum einen sollen die Botschafter und Werbemaskottchen den Anspruch Überparteilichkeit und Pluralität unterstreichen. Auf der anderen Seite sollen die Multiplikatoren die Botschaften der INSM an die Öffentlichkeit vermitteln ohne daß der direkte Zusammenhang mit der Initiative sichtbar wird. Beides soll den politischen Inhalten der INSM mehr Glaubwürdigkeit verschaffen.


Botschafter und Kuratoren


Ein Kernstück der INSM ist die Arbeit mit den sogenannten »Botschaftern«. Sie sollen den parteiübergreifenden Charakter der INSM betonen und durch zahlreiche Wissenschaftler - vornehmlich Ökonomen -, die als Botschafter und Berater auftreten, den Anspruch von Objektivität und Seriosität unterstreichen. Das Konzept, Botschafter als Multiplikatoren einzusetzen, stammt von der PR-Agentur Scholz & Friends.54


Zwar sollen die Botschafter den parteiübergreifenden Charakter der INSM betonen, doch ist diese Pluralität nur eine Scheinpluralität. Denn die Botschafter fühlen sich den ordnungspolitischen Positionen der INSM verbunden. Mehr noch: Die Verbundenheit mit den ordnungspolitischen Vorstellungen der INSM ist eine Voraussetzung für die Botschaftertätigkeit.


Die Botschafter treten unter anderem in öffentlichen lokalen Diskussionsveranstaltungen sowie in Fernseh-Talkshows auf und vertreten dort im Wesentlichen die Ziele der INSM.55


Zwar vertreten die Botschafter der INSM ihre eigenen Auffassungen, jedoch wird der Auftritt oder der Artikel mit der INSM koordiniert. Indes bleibt die Verteilung der Sprecherrollen der Botschafter durch die INSM in der Regel ungenannt und bleibt somit dem Zuschauer in der Regel verborgen.56


Die INSM setzt hier auf die Prominenz ihrer Botschafter und kann sich in der Regel darauf verlassen, daß bei Auftritten ihrer Botschafter zum Beispiel in Talk-Shows nicht auf die Funktion als Botschafter der INSM hingewiesen wird, sondern daß nur die jeweilige Funktion zum Beispiel Bernd Raffelhüschens als Universitätsprofessor oder Oswald Metzgers als Publizist verwiesen wird. Der SWR-Sprecher Wolfgang Utz bekannte im Zusammenhang mit dem Hintergrund Raffelhüschens als INSM-Berater offen, daß nicht alle Nebenbeschäftigungen eines Professors bei der Anmoderation genannt werden könnten.57


Die Eigenschaft als Botschafter der INSM ist zwar grundsätzlich öffentlich und über die Internetseiten nachschlagbar, jedoch wirft der mangelnde Hinweis auf die Koordination der Auftritte das Problem auf, daß dem Zuschauer damit eine wesentliche Information vorenthalten wird: Er ist von sich aus nicht in der Lage zu erkennen, daß der Auftritt einer bestimmten Person koordiniert ist und diese als Botschafter der INSM spricht, wenn die Journalisten oder Moderatoren dem Zuschauer diese Information vorenthalten. Hier wäre es die Pflicht der Journalisten, über die Hintergründe der Botschafter aufzuklären. Daß sie dieser Pflicht nur selten nachkommen, hat auch Christian Nuernbergk in seiner Studie »Die Mutmacher« herausgearbeitet. In einer Zusammenfassung seiner Ergebnisse läßt sich nachlesen, daß nur selten auf den arbeitgeberabhängigen Hintergrund der Initiative hingewiesen wird.58


Dies läßt sich zum Beispiel in der Sendung »Sabine Christiansen« nachweisen, in der die Botschafter der INSM nicht als solche vorgestellt wird. So wird Oswald Metzger in einer Sendung bei Sabine Christiansen mit dem Titel »Große Koalition - großes Chaos?« den Zuschauern als »ehemaliger grüner Bundestagsabgeordneter und Publizist« vorgestellt, ohne daß auf seine Tätigkeit für die INSM hingewiesen wurde, ebensowenig auf seine Tätigkeiten für den Konvent für Deutschland oder der Bertelsmann-Stiftung.59


Während also Oswald Metzger die Botschaften der INSM ohne Aufklärung über seinen Hintergrund als Berater der Initiative verbreiten konnte, wurde zum Beispiel Rudolf Hickel bei Sabine Christiansen sogleich als »linker Ökonom« ideologisch verortet.60


Bei den Botschaftern der INSM kommt zudem hinzu, daß Veranstaltungen und Medienauftritte für sie organisiert werden, auf die sie auch gezielt vorbereitet werden.61


Gleiches gilt für Veröffentlichungen der Botschafter in Zeitungen.


Auch wenn es hier zu koordinierten Beiträgen von Botschaftern für Zeitungen kommt, unterbleibt in der Regel der Hinweis auf eine vorhergehende Koordination. Damit wird nun endgültig für den Leser nicht unterscheidbar - sofern er sich dieses Problems überhaupt bewußt ist -, ob er journalistische Berichterstattung über ein echtes Ereignis oder eine erzeugte Kommunikation über ein Scheinereignis vor sich hat. Auch in diesem Bereich gilt das gleiche wie für die Fernsehauftritte der Botschafter der INSM.


So schrieb der INSM-Botschafter Ulrich van Suntum in der Süddeutschen Zeitung vom 30. Oktober 2006 einen Gastbeitrag mit dem Titel »Reichtum ist keine Schande« und sprach sich in diesem Beitrag gegen Umverteilung aus. Er betonte, daß der Reichtum durch Leistung erworben sei, daß Unternehmer und Freiberufler länger und härter arbeiteten als abhängig Beschäftigte und daß Leistungsanreize statt Umverteilung angezeigt seien.62


Dieser Artikel erschien auf einem der Höhepunkte der Debatte um Managergehälter, die durch die Wiederaufnahme des Mannesmann-Prozesses ausgelöst wurde. In der kurzen Erläuterung, wer van Suntum ist, nannte die Süddeutsche Zeitung zwar dessen Professorentätigkeit an der Universität Münster, jedoch nicht sein Engagement für die INSM.63


Beiträge von Botschaftern in Auftrag der INSM in den Medien sind deshalb so schwer zu erkennen, weil, wie Rudolf Speth in seiner Studie von 2004 feststellt, in den Medien der Zusammenhang mit der INSM bei den Gastkommentatoren oftmals nicht ausgewiesen wird.64 Wer hier nicht selbst recherchiert, dem bleibt der interessengebundene Zusammenhang unerkannt. Möglich ist auch, daß teilweise den betroffenen Zeitungen der Zusammenhang mit der INSM selbst verborgen bleibt, weil die Botschafter mit ihren Gastbeiträgen an die Medien herantreten ohne ihren interessengebundenen Hintergrund offenzulegen.


Auf der anderen Seite stimmt der Umstand, daß die INSM zu der Zeit regelmäßig Anzeigen in zahlreichen Medien wie auch der Süddeutschen Zeitung schaltete, nachdenklich. Bei kleineren Regionalzeitungen käme es zu Kopplungsgeschäften, wie Dieter Rath von der INSM selbst einräumte: Es würde durch parallelgeschaltete Anzeigen die Kooperationsbereitschaft im redaktionellen Teil belohnt.65


Nun ist zwar die Süddeutsche Zeitung keine kleine Regionalzeitung, doch die schlechten Zeiten durch die Wirtschaftskrise im Anzeigenbereich bekommen letztlich alle Printmedien zu spüren.66 In diesem konkreten Fall betreten wir allerdings das Feld der Spekulation. Weil jedoch die INSM eben systematisch die Grenzen zwischen Journalismus und PR zu verwischen sucht,67 bleibt ein gesundes Mißtrauen diesbezüglich notwendig.


Auch in anderen Bereichen äußern sich Botschafter der INSM zu Themen, die zu den Botschaften dieser Initiative gehören, ohne daß erkennbar wird, daß es sich um eine koordinierte Äußerung handelt. Die Sprechrollenbesetzung und die inhaltliche Zuspitzung werden dabei durch die Initiative vorgenommen.68


Bei den Botschaftern ist zuweilen auch eine Fluktuation festzustellen. So gaben verschiedene Politiker ihre Botschafterposten aus unterschiedlichen Gründen wieder auf, während andere über die Zeit hinzukamen. Letzter prominenter Abgang als Botschafter für die INSM war Paul Kirchhof, der sich nach der Bundestagswahl 2005 und seinem gescheiterten Versuch, Finanzminister in einer CDU-Regierung zu werden, als Botschafter der INSM zurückzog.


Ebenfalls ehemalige Botschafter der INSM sind Wolfgang Clement, Rainer Wend (beide SPD), Edmund Stoiber und Michael Glos (beide CSU), die sich aus verschiedenen Gründen als Botschafter zurückgezogen haben. Seit Wolfgang Clement nicht mehr Minister ist, unterstützt er die INSM jedoch bei verschiedenen Aktionen wieder verstärkt und wurde inzwischen, wie oben erwähnt, inzwischen als Kurator der Initiative tätig. Diese Position behielt er bis zu seinem Tod im Jahre 2020 inne. Seit dem ist der jeweilige Präsident des Arbeitgeberverbandes Gesamtmetall Kurator der Initiative. Im Jahr 2021 ist dies Dr. Stefan Wolf, Vorsitzender des Vorstandes der ElringKlinger AG.69


Sonstige Zugänge bei den Botschaftern waren seit Jahren nicht mehr zu verzeichnen bis auf eine Ausnahme: Die ehemalige Bundesfamilienministerin Dr. Kristina Schröder trat dem Kreis der Botschafter bei. Sie hatte einen Beitrag zur INSM-Veröffentlichung »Das Deutschland-Prinzip« geleistet und lag dabei in einer Weise auf der Linie der INSM, daß ihr Beitritt in den Botschafterkreis folgerichtig war.


Kristina Schröder ist eine konservativ-liberale CDU-Politikerin, die 2011 vor allem dadurch von sich reden machte, als sie eine »Demokratieklausel« für Vereine einführten, die sich gegen Rechtsextremismus einsetzen. In dieser Klausel mußten sie schriftlich ihr Bekenntnis zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung abgeben, um staatliche Fördermittel zu erhalten. Kritiker der Klausel betonten, daß Schröder Antifaschisten damit pauschal unter den Verdacht des Linksextremismus stelle. Nach dem Wiedereintritt der SPD in die große Koalition wurde die Extremismusklausel unter Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig Anfang 2014 wieder abgeschafft.70


Mit den Botschaftern wird nicht nur in der Öffentlichkeit der Anspruch der Überparteilichkeit vermittelt, sondern es wird auch die Nähe zur Politik gesucht. Dies unterscheidet die INSM zum Beispiel grundsätzlich vom BürgerKonvent, welcher eher auf Politikverdrossenheit abstellt und auf Distanz zur Politik geht, obwohl die Mitgründer Prof. Langguth und Prof. Miegel selbst langjährige politische Karrieren hinter sich haben.71


Die Botschafter stellen zugleich die öffentliche Aufmerksamkeit sicher. Daneben fällt auf, daß einige der Botschafter auch häufig im Zusammenhang mit anderen vergleichbaren Reform-Initiativen und Vereinen auftreten. Zu den rührigsten Personen hierbei zählt Oswald Metzger, der unter anderem auch Vorträge für den BürgerKonvent gehalten hat und Mitglied im Konventkreis des Konvents für Deutschland ist.72 Inzwischen ist Metzger sogar hauptamtlich für den Konvent für Deutschland als dessen Geschäftsführer tätig,73 ohne seine Botschafter-Funktion bei der INSM aufgegeben zu haben..


Dabei ist Oswald Metzger nicht die einzige Persönlichkeit, die sich in dieses Netzwerk von Initiativen, Konventen und Vereinen einbinden läßt.74 Hier offenbart sich, daß es eben nicht nur isolierte einzelne Aktionen sind, sondern daß eine Art »Arbeitsteilung« zwischen den verschiedenen Initiativen, Konventen und Vereinen stattfindet.75


Zusammengefaßt läßt sich somit sagen, daß der Einsatz von Botschaftern durch die INSM im Wesentlichen dazu dient, die Themen der Initiative in die Öffentlichkeit zu bringen, ohne die Initiative selbst zum Thema zu machen. Denn in den Talk-Shows und weiteren öffentlichen Beiträgen werden die Botschafter und Kuratoren der INSM nur selten als solche vorgestellt, sondern verbleiben in der Regel mit Hinweisen auf ihre sonstigen Funktionen als Parteimitglieder, Universitätsprofessoren, Experten für dieses oder jenes oder in welcher Funktion sie ansonsten außerhalb der INSM tätig sind. Damit wird dem Zuschauer eine wesentliche Möglichkeit genommen, die Einlassungen der entsprechenden Personen politisch-inhaltlich zuzuordnen.


Auf der Internetseite der INSM werden die Botschafter, Kuratoren, Berater, Unterstützer und sonstige Zugehörige der INSM zwar namentlich aufgeführt, jedoch ist in der Regel nicht anzunehmen, daß ein breites Publikum über die Tätigkeit der dort genannten Personen als Botschafter, Kuratoren und sonstige Unterstützer der INSM informiert ist. Hier ist es eindeutig die Aufgabe der Journalisten und Talkshow-Moderatoren, über die Hintergründe ihrer Gäste aufzuklären.


Bezüglich der Verbindungen der einzelnen Botschafter, wie auch der finanziellen Abhängigkeit der INSM von den Arbeitgeberverbänden der Metall- und Elektroindustrie, sehen die Verantwortlichen der INSM offenbar eher eine »Holschuld« beim Zuschauer, der sich nach ihren Aussagen jederzeit auf der Homepage der INSM über die Zusammenhänge und Abhängigkeiten informieren könne.


Lehrer als Multiplikatoren


Zum 9. Januar 2014 ging die Verantwortung für das Lehrerportal wirtschaftundschule.de an die IW Medien über, die ein Tochterunternehmen des Instituts der deutschen Wirtschaft ist. Die IW Medien war bereits zu Zeiten der INSM für die Inhalte des Portals verantwortlich und führt dies in Eigenregie weiter. Bis zum Januar 2014 war die INSM für das Portal verantwortlich und band es in ihre Strategie der Vermittlung ihrer Botschaften ein. Deshalb soll auf die Ausführungen zu diesem Portal und die kostenlosen Materialien für Lehrer/innen, die für die zweite Auflage dieses Buches verfaßt wurden, auch in dieser dritten Auflage nicht verzichtet werden. Denn an diesem Beispiel läßt sich zum einen die Vorgehensweise der INSM hervorragend demonstrieren, und zum anderen findet mit dem Übergang der Verantwortung für dieses Portal an die IW Medien kein Richtungswechsel in der politisch-inhaltlichen Ausrichtung der Seiten statt.


Auf der Internet-Seite wirtschaftundschule.de wird darüber hinaus Lehrmaterial zur Verfügung gestellt, welches unter anderem gemeinsam mit dem Institut der Deutschen Wirtschaft in Köln erarbeitet wurde. Das Lehrmaterial ist vollständig aufbereitet und bietet Politik- und Sozialkunde-Lehrern die Möglichkeit, eine bestimmte Zahl von Unterrichtseinheiten mit diesem Material zu bestreiten. Neben den Aufgaben für die Schüler enthält das Material auch Hinweise zur Verwendung für die Lehrer - was durchaus nicht ungeschickt ist. Diese Strategie dürfte für die INSM vielversprechender sein als der Versuch, ihre Inhalte in Lehrbücher von Schulbuchverlagen zu transportieren.


So setzt die INSM darauf, daß die Materialien so übernommen werden wie sie angeboten werden. Mit dieser Einschätzung dürfte die INSM nicht daneben liegen: Lehrer werden dieses Material entweder unkritisch verwenden, weil sie einfach entweder aus Bequemlichkeit oder unter dem üblichen Streß und Zeitdruck, den der Schulalltag mit sich bringt, sich nicht weiter mit den Inhalten auseinandersetzen (können), oder sie verwenden die Materialien, weil sie mit der Grundtendenz ohnehin übereinstimmen.


Das Risiko, daß kritisch eingestellte Lehrer das Material verwenden, um die Schüler auf die Strategie der INSM aufmerksam zu machen, dürfte hier gering sein: Lehrer, denen das Material zu einseitig ist, werden es eher nicht verwenden statt es gegenüber den Schülern kritisch zu behandeln. Dieses Risiko wäre deutlich höher, wenn die INSM ihre Inhalte in gängige Schulbücher für den Politik- oder Sozialkundeunterricht schmuggeln würde.


Zudem kann die INSM mit der offenen Bereitstellung der Materialien darauf verweisen, daß die Lehrer, die diese herunterladen, wissen, was sie tun, und daß auf dieser Seite auch auf die Zusammenhänge der INSM verwiesen werde.


Auf der Seite www.wirtschaftundschule.de erfahren die Lehrer zum Beispiel im Download-Bereich der Materialien, daß das Material »Soziale Sicherung« am häufigsten heruntergeladen wurde.76 An dieser Stelle soll auf einige Kostproben aus dem Material und der zugehörigen Unterrichtshilfe nicht verzichtet werden.


Einleitend zur Kurzinformation über das Material wird der Leser auf den Tenor dessen eingestimmt, was den Schülern vermittelt werden soll:




»Die drei wichtigsten Säulen der Sozialen Marktwirtschaft sind brüchig. Die Massenarbeitslosigkeit ist ein Dauerphänomen geworden, die Gesundheitskosten explodieren und bei der Rente hält der Generationenvertrag der demographischen Entwicklung nicht stand. Kontinuierlich steigen die Ausgaben für Soziales. Die öffentlichen Kassen sind gezwungen, Jahr für Jahr mehr auszugeben, als sie einnehmen. Gesellschaft und Politik müssen entscheiden: Ist der Staat zu sozial?«77





Auf dem ersten Arbeitsblatt für die Schüler wird dann auch in genau diesem Sinne erklärt. Zunächst wird noch einmal auf die drei Säulen der Sozialversicherung verwiesen und erklärt, daß sich die Menschen mit ihrer Hilfe über Wasser halten sollen. Daraufhin wird ausgeführt, daß das System in der Krise stecke, der Generationenvertrag wackele und die Massenarbeitslosigkeit zu einem Dauerphänomen geworden sei. Der Staat werde durch Sozialleistungen weiter belastet, es stehe ihm das Wasser bis zum Halse. Das komplette System müsse überdacht und »verträgliche« Lösungen gefunden werden.78


Die Krise des Sozialstaates wird anschließend als »Teufelskreis« dargestellt, in dem der Sozialstaat für die Arbeitslosigkeit verantwortlich gemacht wird. Diese eindimensionale Sicht zieht sich durch das ganze Arbeitsblatt. Angepriesen werden dann Konzepte der Aktivierung von Arbeitslosen und somit Konzepte, die der neoliberalen Ideologie entsprechen.


Arbeitslosigkeit wird nicht als strukturelles Problem dergestalt beschrieben, daß zu wenig Arbeitsplätze vorhanden seien, sondern das Problem wird individualisiert: Weil die Sozialleistungen angeblich zu üppig seien, hätten die Arbeitslosen keinen Anreiz, Arbeit (zu Niedriglöhnen) aufzunehmen.


Die ideologische Stoßrichtung dieses Papiers ist unübersehbar und schlägt sich am Ende auch in den Anweisungen für die Lehrer zur Umsetzung des Papiers im Unterricht nieder. Nachdem im Rahmen des Arbeitspapiers für die Schüler auch nach Lösungen für das Problem der Arbeitslosigkeit gefragt wird, werden die Lehrer im Lösungsbogen angeleitet, die Lösungssuche in eine bestimmte Richtung zu lenken:




»Sicherlich werden die Schüler nicht mit Generallösungen aufwarten. Jedoch wird vielleicht das Argument kommen, dass höhere Vergütungen genügend Anreiz sein könnten. Eine einseitige Belastung der Unternehmen kann es aber nicht sein. Vielleicht bringen Sie das Stichwort »Kombilohn« (Arbeitgebervergütung, die durch öffentliche Hilfe aufgestockt wird) ins Spiel, als bisher einzige praxiserprobte Mischvariante.«79





Die Behauptung, daß der Kombilohn die einzig praxiserprobte Mischvariante sei, ist angesichts des Umstandes, daß nahezu alle europäischen Nachbarn Mindestlohnmodelle praktizieren, eine gezielte Desinformation der Schüler. Hier wird schlicht Werbung für das von der INSM präferierte Modell der Kombilöhne gemacht und unterschlagen, daß sich zahlreiche andere Länder für das Modell der Mindestlöhne entschieden haben.


Welche Verantwortung die Arbeitgeber für die Gesellschaft haben, wird nicht diskutiert. Statt dessen wird darauf verwiesen, daß die Arbeitgeber nicht weiter belastet werden dürfen.


Ebenfalls ausschließlich die Perspektive der Arbeitgeber wird in einer Übung zur Leiharbeit eingenommen, die den Titel » Faire Löhne in der Zeitarbeit? – eine kritische Betrachtung des Equal-Pay-Prinzips in der Arbeitnehmerüberlassung« trägt. Simuliert werden soll ein Geschäftsgespräch zwischen einem Geschäftsführer einer Leiharbeitsfirma, der aus Sorge um das schlechte Image der Leiharbeit die gleiche Bezahlung für die Leiharbeiter mit den Festangestellten in der Firma seines Kunden durchsetzen möchte (sogenanntes »Equal Pay«).80 Im Rahmen eines Rollenspiels, das von den Schülern durchzuführen wäre, soll verdeutlicht werden, daß die Angleichung der Löhne der Zeitarbeiter mit denen des Stammpersonals die Kosten für die ausleihende Firma erhöht und damit Arbeitsplätze in der Zeitarbeit vernichtet würden. Die »kritische Betrachtung des Equal-Pay-Prinzips« bezieht sich einseitig auf die Kostenseite für die Arbeitgeber. Fragen der Gerechtigkeit, oder ob über die Zeitarbeit gar drastische Lohnsenkungen durchgesetzt würden, weil die Zeitarbeitnehmer besonders schutzlos seien, werden nicht diskutiert.
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